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1. Einleitung und Zielsetzung 
Es hat in der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) seit 1992 zahlreiche 
mehr oder weniger erfolgreiche Reformschritte gegeben, die die gemeinsame Agrarpolitik 
generell liberalisiert, ihre Budget-Kosten reduziert und die handels- und 
produktionsverzerrenden Wirkungen abgebaut haben. Gleichwohl werden immer noch 42% 
des EU-Haushaltes für die Agrarpolitik aufgewendet und die Umweltwirkungen werden 
kontrovers diskutiert. Auch die Verteilung der Direktzahlungen zwischen den Landwirten und 
zwischen den Mitgliedern der Europäischen Union wird teilweise kontrovers diskutiert. Der 
Einsatz von marktverzerrenden Instrumenten wie Exportsubventionen wurde zwar reduziert, 
aber nicht vollständig beendet. Parallel zu den Beschlüssen zur finanziellen Vorausschau 
2013-2020 hat die Europäische Kommission unter der Federführung von Agrarkommissar 
'DFLDQ�&LROR܈�XQG�GHP�Directorate General für Landwirtschaft (DG Agri) zunächst 2010 in 
einem Thesenpapier neue Ziele und Herausforderungen für die Agrarpolitik benannt und im 
Oktober 2011 weitere Gesetzentwürfe für die Reform 2013 vorgelegt (Europäische 
Kommission 2011). 
Die EU-Mitgliedstaaten müssen sich im Zuge des Entscheidungsprozesses zur Reform 
positionieren. Im Prozess der Positionierung der Bundesregierung, auf deren Grundlage die 
Verhandlungsstrategie und das Abstimmungsverhalten der Bundesministerin Ilse Aigner im 
Rat der Europäischen Union basiert, spielt auch der Deutsche Bundestag als wichtigstes 
Legislativorgan in Deutschland, und speziell der Bundestagsausschuss für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz eine wichtige Rolle. Das vorliegende Papier ist der 
Versuch, aus Sicht der verschiedenen agrarwissenschaftlichen Disziplinen der Fakultäten in 
Göttingen und Witzenhausen zu den Reformentwürfen Stellung zu beziehen. 
Die gesammelten Argumente sind in Pro- und Contra-Argumente unterteilt. Daneben haben 
wir versucht, offene Fragen zu formulieren. Die Argumente sind dabei auch teilweise 
widersprüchlich, da sie von den Vertretern verschiedener Teildisziplinen formuliert wurden. 
Daher lässt sich aus diesem Papier keineswegs eine vollständige oder abschließende Analyse 
des Reformvorschlags ableiten. 
Am 11. Januar 2012 fand in Göttingen eine öffentliche Diskussion zwischen dem 
Bundestagsausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und den 
Studierenden, wissenschaftlichen Mitarbeitern und Professoren der Göttinger Fakultät für 
Agrarwissenschaften über den Entwurf der EU-Kommission zur GAP-Reform 2013 statt. 
Eine frühere Fassung dieses Papiers diente zunächst als Grundlage für die gemeinsame 
Diskussion am 11. Januar 2012 in Göttingen und als Sammlung von Argumenten für den 
Diskussionsprozess innerhalb des Bundestages. Als Wissenschaftler sehen wir uns jedoch 
auch in der Pflicht, zu einer breiteren öffentlichen Diskussion beizutragen und unsere 
Erkenntnisse zum Diskurs zur GAP-Reform, der uns vermutlich noch durch die Jahre 2012 
und 2013 begleiten wird, beizutragen. Daher haben wir uns dazu entschlossen, diese 
Sammlung von Analysen, Argumenten und offenen Fragen zu veröffentlichen. 
 



 

 

2. Zur Grundausrichtung des Reformvorschlags 
Pro Argumente: 

x Die Kommission verfolgt den Grundgedanken einer Bindung von Zahlungen an die 
Landwirte an gesellschaftliche Leistungen. Diese grundsätzliche Ausrichtung ist 
zunächst zu begrüßen. 

x Das Aufgreifen des Themas Umwelt dürfte in der Bevölkerung auf breite Zustimmung 
treffen. So zeigen repräsentative Umfragen, dass die EU-Bürger dem Umweltschutz 
und dem Klimawandel in der Agrarpolitik die zweitwichtigste Priorität einräumen 
(Siehe Zahlen in Anhang I). 81 % der befragten Bürger sehen den Umweltschutz im 
Rahmen der Agrarpolitik als Europäische Aufgabe. Dies könnte allerdings dem 
Subsidiaritätsprinzip widersprechen, d.h. neben der Berücksichtigung der Meinung der 
EU-Bürger muss auch überlegt werden, welche Umweltziele in der Landwirtschaft 
sachlogisch auf EU-Ebene oder auf nationaler Ebene effizient verfolgt und erreicht 
werden können. 

Contra Argumente: 

x Die Kommission versäumt es, aus einer Gesamtschau auf die Ziele heraus den 
optimalen Instrumenteneinsatz und den damit verbundenen notwendigen Bedarf an 
Finanzmitteln abzuleiten. 

x Ineffizienz der Maßnahmen: Der überwiegende Teil der Maßnahmen (v.a. Greening, 
Kappung, Definition „aktiver Landwirt“) wird in der Implementierung vermutlich 
ineffizient sein und ist mit einem hohen Verwaltungsaufwand bei vermutlich geringer 
Zielerreichung verbunden. 

x Daneben werden 70 % der Zahlungen nach wie vor als Einkommenstransfer 
begründet, ohne dass dieses an ein Bedürftigkeitskriterium gebunden wird. Es gibt 
keine Informationen über eine besondere „Bedürftigkeit“ der Gruppe der Landwirte an 
sich. Einkommensstatistiken berücksichtigen nur landwirtschaftliche, aber nicht 
außerlandwirtschaftliche Einkommen. Auch über die Vermögensverhältnisse der 
Landwirte im Vergleich zu anderen Berufsgruppen gibt es keine systematischen 
Informationen. Auf dieser Basis erscheinen Einkommenstransfers für die 
Landwirtschaft nicht zu rechtfertigen. Selbst wenn es eine politische Präferenz für die 
Zahlungen von Einkommenstransfers an den landwirtschaftlichen Sektor gibt, so kann 
die Verfolgung eines solchen Zieles effizienter in den Nationalstaaten entschieden und 
dann auch über die nationalen sozialen Sicherungssysteme administriert werden. 

x Cross-Compliance liefert (nach wie vor) keine hinreichende Begründung für die 
Direktzahlungen der ersten Säule. 

x Cross-Compliance sollte stärker genutzt werden, um (aktuell zu beobachtende) 
tatsächliche Verschlechterungen von Umweltzuständen in der Agrarlandschaft 
wirksamer aufzuhalten. Es wäre daher eine ‚Schärfung’ dieses Instruments zu fordern. 



 

 

x Das Problem der Überwälzung der Direktzahlungen auf die Flächeneigentümer wird 
mit diesem Reformvorschlag kaum behoben. 

Offene Fragen: 

x Die Politikziele sind nicht klar und operationalisierbar definiert. Dies erschwert eine 
Entscheidungsunterstützung bei der Auswahl von Politikmaßnahmen. 

x Einige der von der Kommission angeführten gesellschaftlichen Ziele lassen sich nicht 
klar genug abgrenzen oder die Umsetzung einer Förderung führt zu größeren 
Marktverzerrungen. Daneben hat die Kommission bisher die Möglichkeit versäumt, die 
Politikinstrumente in der zweiten Säule über eine Reform effizienter zu gestalten. 
Gerade die zweite Säule kann langfristig eine bessere und effizientere Zielerreichung 
gewährleisten (Wissenschaftlicher Beirat 2010) und lässt sich im internationalen 
Kontext z.B. der Verpflichtungen im Rahmen der World Trade Organization (WTO) 
besser begründen. Hierfür ist jedoch eine weitreichende Reform der Programme der 
ländlichen Entwicklung (ELER) notwendig. 

 

3. Neudefinition der Direktzahlungen 

3.1 Regelung für Kleinlandwirte 

Es soll ein vereinfachtes Antragsverfahren für Kleinlandwirte in den neuen Mitgliedstaaten 
geben (vgl. Artikel 47 ff. im Entwurf). 
Pro Argumente: Grundsätzlich ist der Gedanke Vereinfachungen einzuführen gut, da er eine 
potenzielle Benachteiligung von Kleinbetrieben ausgleicht. Bürokratiekosten sind nicht 
größenneutral, sodass kleine Betriebe bei hohem bürokratischem Aufwand c.p. weniger 
Fördermittel beantragen und somit benachteiligt sein könnten. Insofern könnte eine 
Vereinfachung der Direktzahlungen für Kleinbetriebe bessere Wettbewerbsbedingungen 
herstellen. 
Contra Argumente: Selbst wenn man diese Maßnahme mit der sozialen Situation vieler sehr 
kleiner landwirtschaftlicher Betriebe in Osteuropa begründet, fällt auch dieses Ziel in den 
Bereich Sozialpolitik und der europäische Charakter dieser Maßnahme wird nicht deutlich. 
Es wäre effizienter auch eine solche Transferleistung für sehr kleine Betriebe auf der Ebene 
der Nationalstaaten zu entscheiden und zu administrieren. 



 

 

3.2 Regionalisierte Einheitsprämie 

Es ist die Ausgabe neuer Prämienrechte auf Hektarbasis für alle Mitgliedstaaten (als 
regionalisierte Einheitsprämien) geplant. 
Pro Argumente: Das in vielen Mitgliedsstaaten der EU eingeführte „historische Modell“ der 
Direktzahlungen bedeutete 2005 im Ergebnis eine Fortsetzung der ungleichen Verteilung von 
gekoppelten Direktzahlungen zwischen verschiedenen Betriebstypen. Gerade die hohe 
Förderung von intensiven und teilweise umweltschädlichen Produktionsverfahren wurde 
durch das historische Modell fortgesetzt. Die Ausgabe neuer Prämienrechte könnte diese 
Ungleichheit beenden. 
Contra Argumente: Bei einer regionalisierten Einheitsprämie ist das Ausmaß der 
Überwälzung an die Grundeigentümer wesentlich größer als bei einer zeitlich begrenzten, 
historisch begründeten Prämienzahlung. 
Offene Fragen: Die Umsetzung soll durch Ausgabe neuer Zahlungsansprüche 2014 
geschehen. Dies kann steuerliche Probleme sowie Probleme bei Pachtverträgen verursachen, 
in denen die Zahlungsansprüche Teil des Pachtgegenstandes sind. 
 

3.3 Definition „aktiver Landwirt“ 

Prämienrechte erhalten nur Landwirte, bei denen die Direktzahlungen mindestens 5 % des 
außerlandwirtschaftlichen Einkommens beträgt. Ausgenommen sind Betriebe, bei denen die 
Direktzahlungen im Vorjahr unter 5.000 Euro lagen (vgl. Artikel 9 Entwurf). 
Pro-Argumente: Die Prämien sollen auf die Menschen konzentriert werden, die ihren 
Lebensunterhalt hauptsächlich in der Landwirtschaft verdienen. Allerdings erscheint die 
Definition „aktiver Landwirt“ willkürlich und lässt Fragen offen. 
Contra-Argumente: Für den Erhalt der Prämienzahlung muss das außerlandwirtschaftliche 
Einkommen belegt werden. Hierzu müssen vermutlich Einkommenssteuererklärungen 
geprüft werden. Dies dürfte den Prozess der Prüfung der aktiven Landwirtschaft zeitlich stark 
in die Länge ziehen. Insgesamt erscheint der bürokratische Aufwand die Maßnahme nicht zu 
rechtfertigen, weil die Grundidee nicht klar ist (so auch Grajewski et al. 2011, S. 34, siehe 
auch offene Fragen). Daneben motivieren derartige Regelungen in erheblichem Maße zu 
passgenauen Konstruktionen und kommen vor allem findigen Beratern zugute. 
Offene Fragen: Es kommt darauf an, ob die Grundidee der Direktzahlungen ein 
Einkommenstransfer ist oder eine durch gesellschaftliche Leistung motivierte Zahlung 
darstellt. Für letzteres spielt es keine Rolle, ob ein Zahnarzt eine gesellschaftliche Leistung 
erbringt oder ein Landwirt im Haupterwerb. Wenn die Zahlung als Einkommenstransfer an 
Landwirte motiviert ist, macht es ggf. Sinn, die Zahlungen auf die Landwirte zu 
konzentrieren, die ihren Lebensunterhalt hauptsächlich im Bereich Landwirtschaft bestreiten. 
Es stellt sich auch die Frage, ob Landschaftspflegeverbände prämienberechtigt sind. Dies 
wäre vor allem relevant, wenn die Direktzahlungen durch gesellschaftliche Leistungen 



 

 

motiviert sind, weil viele gesellschaftliche Leistungen im Naturschutz und in der 
Landschaftspflege inzwischen von Landschaftspflegeverbänden erbracht werden. 

3.4 Vereinfachung Cross-Compliance 

Die Vereinfachung der Kontrollvorschriften sowie Angleichung von erster und zweiter Säule. 
Daneben ist Integration von Klimaschutz in Cross-Compliance (CC) geplant. 
Pro Argumente: Cross-Compliance könnte grundsätzlich als sinnvolles Instrument zur 
Kontrolle der ordnungsrechtlichen Vorgaben genutzt werden und könnte ggf. auch geschärft 
werden. 
Contra Argumente: Cross-Compliance ist letztlich nichts anderes als eine spezielle Form 
der Durchsetzung eines ohnehin gesetzlich vorgegebenen Rahmens. Hier erscheint der 
Ansatz, zunächst allen Betroffenen Zahlungen zu gewähren, um dann nur im aufgedeckten 
„Sündenfall“ Zahlungen zu verwehren, absurd. Sollte man allen Autofahrern eine 
Direktzahlung geben, und diese dann im Fall einer Tempolimit-Überschreitung wieder 
einsammeln (Beispiel von S. Tangermann)? 
 



 

 

4. Greening der Direktzahlungen 

4.1 Das Grundprinzip des „Greenings“ 

Im Prinzip werden 30 % der Zahlungen über bestimmte Maßnahmen (s.u.) ökologisch 
begründet. Die Betriebe sind zum Erhalt der Direktzahlungen verpflichtet, die Greening-
Maßnahmen einzuhalten. 
Pro Argumente: Die Kommission bemüht sich damit, gesellschaftlichen Erwartungen an die 
europäische Landwirtschaft entgegenzukommen (Siehe Anhang I). Dies ist sinnvoll im Sinne 
einer langfristigen Sicherung der gesellschaftlichen Akzeptanz der Landwirtschaft, wie auch 
der gesellschaftlichen Akzeptanz der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP). 
Es gibt bei einigen ökologischen Problemen wenige Fortschritte in den letzten Jahren. Wenn 
man z.B. die Nachhaltigkeitsindikatoren der Bundesregierung mit Bezug zur Landwirtschaft 
studiert, ist festzustellen, dass sich der Status dieser Indikatoren nicht verbessert hat. In 
Abbildung 1 sind exemplarisch die Indikatoren für Biodiversität (der allgemeine 
Biodiversitäts-Index und der Teilindex für Agrarökosysteme2) dargestellt:  

 

Abbildung 1: Entwicklung des Index zur Artenvielfalt von 1990-2009 in Deutschland  
(Statistisches Bundesamt 2012) 

Es wird deutlich, dass sich der Teilindex Agrar seit einigen Jahren konstant unterhalb 70 % 
bewegt.  Ein Aufwärtstrend ist nicht absehbar.  

                                                 
2 Der Teilindex Agrar beschreibt den bundesweiten Bestand von 10 für landwirtschaftliche Ökosysteme typi-
schen Vogelarten (Umweltbundesamt 2011: S. 86). Es wird unterstellt, dass das Vorkommen dieser Arten reprä-
sentativ für die Biodiversität in Agrarökosystemen ist. 
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Der Indikator Stickstoff zeigt dagegen im Jahr 2009 eine leicht positive Tendenz, sodass im 
Bericht des Umweltministeriums optimistisch vermerkt wird, dass bei einer Fortsetzung des 
Trends im Zieljahr 2010 71 % „der erforderlichen Wegstrecke zurück gelegt sein 
kann“ (BMU 2012: S. 40). Als Ursache nennt das Ministerium die 2007 überarbeiteten 
Düngemittelverordnung (ebenda). Die Abbildung 2 zeigt die langfristige Entwicklung des 
Indikators Stickstoffüberschuss je Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche: 

 

Abbildung 2: Entwicklung des durchschnittlichen Stickstoffüberschuss pro Hektar in 
Deutschland (Statistisches Bundesamt 2012) 

Aus wissenschaftlicher Sicht sind Zweifel angebracht, ob sich dieser Trend in den 
Hochpreisjahren 2010 und 2011 in dieser Form fortsetzt, da niedrige internationale 
Agrarpreise (wie in 2009) erfahrungsgemäß die Nachfrage nach und den Einsatz von 
Düngemitteln verringern. Andererseits ist die Höhe des N-Überschusses von der Erntemenge 
abhängig, die in 2009 in verschiedenen Kulturen recht hoch ausgefallen ist. Insofern kann aus 
dem verbesserten Ergebnis des Jahres 2009 noch kein langfristiger Trend herausgelesen 
werden. 
Insgesamt könnte eine umweltpolitische Begründung der Zahlungen der ersten Säule sinnvoll 
sein. D.h. das Ziel der Maßnahme erscheint wichtig, wenngleich damit noch nichts über die 
Sinnhaftigkeit des vorgeschlagenen Instrumentariums ausgesagt wird. 
Contra Argumente: Es ist fraglich, ob eine Implementierung von Umweltmaßnahmen in der 
ersten Säule ein effizientes Instrument zur Erreichung von Umweltzielen ist. Die pauschale 
Festlegung von Umweltmaßnahmen auf jeden Betrieb ungeachtet der regionalen 
Besonderheiten und der betriebsspezifischen Opportunitätskosten kann als Gießkannen-
Prinzip bezeichnet werden. Daneben könnte der Erreichungsgrad und die Akzeptanz von 
Agrarumweltmaßnahmen gesteigert werden, wenn man freiwillige betriebliche 

 147    
 131    

 120     116     110    
 118     116    

 107     108    
 117     121    

 106     110     114    

 97    
 104    

 111    
 101     103    

 87    

 -

 20

 40

 60

 80

 100

 120

 140

 160

Stickstoffüberschuss je Hektar  
Landwirtschaftlicher Nutzfläche [kg N/ha LF] 

Stickstoffüberschuss je Hektar Landwirtschaftlicher Nutzfläche (kg N/ha LF)
Zielwert lt. Nachhaltigkeitsrat

Zielwert für 2010: 80 kg/ha LF 



 

 

Entscheidungen mit berücksichtigt und Umweltmaßnahmen anbietet, die von den Betrieben 
auf freiwilliger Basis wahrgenommen werden können. 
Der Europäische Rechnungshof (Sonderbericht Nr. 7/2011) moniert u.a. gerade die fehlende 
Wirksamkeit vieler breit angelegter „hellgrüner“ Agrarumweltmaßnahmen. Gerade diese 
sollen nun aber Greening-Maßnahmen werden. Anstatt spezifischere und wirksamere 
Maßnahmen mit Priorisierung und Gebietskulissen zu fördern, werden flächendeckende, nur 
wenig oder gar nicht wirksame Maßnahmen gefördert. 
Erste Berechnungen des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume in 
Schleswig-Holstein zeigen, dass ein großer Teil der dortigen Betriebe die Greening-Vorgaben 
ohnehin einhält (Rumpf 2012). Geht man davon aus, dass v.a. die Anbaudiversität und das 
Umbruchsverbot für Grünland bereits eingehalten werden, so können die betrieblichen 
Kosten für die Umsetzung des Greenings hauptsächlich auf die ökologische Vorrangfläche 
bezogen werden. Eine einfache Überschlagsrechnung von Matzdorf (2012) zeigt, dass für die 
Umsetzung der ökologischen Vorrangflächen theoretisch bis zu 1.200 €/ha zur Verfügung 
stünden3. Für diesen Betrag wäre es auch möglich in Regionen mit hohem Ertragspotenzial 
spezifische freiwillige Agrarumweltprogramme mit einer an den lokal hohen 
Opportunitätskosten orientierten Prämie anzubieten. 
Nach Angaben der Wirkungsanalysen der Europäischen Union entstehen durch die Greening-
Maßnahmen in Deutschland auf den landwirtschaftlichen Betrieben durchschnittlich Kosten 
in Höhe von 49 €/ha (Europäische Kommission 2011b, S. 22). Die Greening-Komponente der 
Direktzahlung liegt jedoch bei etwa 90 €/ha. Regional variieren die Kosten von Greening 
zwar in Abhängigkeit von Ertragspotenzial und Absatzmöglichkeiten, allerdings dürfte 
insgesamt klar sein, dass die Greening-Komponente sich kaum an den lokalen 
Opportunitätskosten der Betriebe orientiert und somit bei vielen Betrieben Mitnahme-Effekte 
entstehen. Dies wirft im Hinblick auf die Effizienz und Zielgenauigkeit der Greening-
Maßnahmen Fragen auf. 
Offene Fragen: Es sollte ein Innovationsfonds zur Unterstützung von Investitionen in 
besonders umweltgerechte (und langfristig auch ökonomisch sinnvolle) Landbaupraktiken 
eingerichtet werden. Damit könnten Risiken bei Umstellungspraktiken aufgefangen werden. 
Das Greening könnte die Umweltmaßnahmen der zweiten Säule schwächen. Da 30 % der 
Direktzahlungen der Umwelt zugutekommen, steht zu erwarten, dass die Ausgaben für 
Agrarumweltmaßnahmen reduziert werden. Des Weiteren könnte es sein, dass die 
Bereitschaft der Landwirte zur Teilnahme an Agrarumweltmaßnahmen sinkt. 

                                                 
3 Die Berechnung geht davon aus, dass Anbau-Diversität und Grünlandumbruch bereits eingehalten werden. Bei 
einem 100 ha Betrieb müssen 7 Hektar als ökologische Vorrangfläche aus der Produktion genommen werden. 
Der Betrieb erhält 9.000 € über die Greening-Komponente (30 % * 300 €/ha * 100 ha). Verteilt auf 7 Hektar 
sind dies 1.286 €/ha ökologische Vorrangfläche (nach Angaben von Matzdorf 2011). 



 

 

4.2 Diversifizierung der Anbaufrüchte 

Auf betriebseigenem Ackerland von mehr als 3 Hektar müssen mindestens 3 Früchte 
angebaut werden. Eine Frucht muss mindestens 5 % des Ackerlands einnehmen, keine Frucht 
darf mehr als 70 % des Ackerlandes einnehmen (vgl. Artikel 30 im Entwurf). 
Pro Argumente: Die Verengung von Fruchtfolgen (gerade im Zuge der Weiterentwicklung 
des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) in Deutschland) stellt ein stark wahrgenommenes 
Umweltproblem dar. D.h. das Ziel der Maßnahme erscheint sinnvoll, wenngleich damit noch 
nichts über die Sinnhaftigkeit des vorgeschlagenen Instrumentariums ausgesagt wird. 
Contra Argumente: Die Realisierung von Spezialisierungsgewinnen wird damit zumindest 
teilweise eingeschränkt. 
Die Umsetzung als jährliche Maßnahme, drei Früchte anzubauen, erfüllt nicht die 
phytohygienischen Anforderungen an Fruchtfolgen. So könnten z.B. 70 % Mais trotz der 
Maßnahme weiterhin Jahr für Jahr auf denselben Flächen angebaut werden. 
Offene Fragen: Die Grenze von 70 % ist auch im Hinblick auf andere Fruchtfolgefunktionen 
wenig restriktiv. Es wäre aus Sicht einer ausgewogenen Fruchtfolge, die als Funktionen eine 
lokal ausgewogene Nährstoffbilanz und die Vorbeugung gegen Pflanzenkrankheiten und 
gegen Schädlinge beinhaltet, ggf. sogar sinnvoll eine Begrenzung von 33 % zu fordern. 
 

4.3 Erhalt von Dauergrünland 

Kein Umbruch von betrieblichen Flächen, die 2014 als Dauergrünland gemeldet sind (vgl. 
Artikel 31 im Entwurf). 
Pro Argumente: In Deutschland konnte zwischen 2003 und 2008 ein Rückgang des 
Dauergrünlands von 4,1 % festgestellt werden. In Tabelle 1 ist die Entwicklung der 
Grünlandanteile in den Bundesländern von 2003-2008 dargestellt. 



 

 

Tabelle 1 Entwicklung des Grünlandanteils in den Bundesländern 2003-2008  

Bundesland 
Grünlandfläche 

[in 1.000 ha] Veränderung 
GL-Anteil  2003 2008 

Baden-Württemberg 567 549 - 3,2% 
Bayern 1.151 1.122 - 2,5% 
Brandenburg und Berlin 296 283 - 4,2% 
Hessen 299 295 - 1,5% 
Mecklenburg-Vorpommern 278 261 - 6,1% 
Niedersachsen / HB 764 723 - 5,4% 
Nordrhein-Westfalen 463 439 - 5,0% 
Rheinland-Pfalz 251 235 - 6,4% 
Saarland 42 40 - 4,1% 
Sachsen 192 189 - 2,0% 
Sachsen-Anhalt 179 172 - 3,6% 
Schleswig-Holstein / HH 363 335 - 7,7% 
Thüringen 181 179 - 0,9% 
Deutschland 5.024 4.821 - 4,1% 

Quelle: Bundesamt für Naturschutz 2009: S. 5 

 
Dauergrünland gehört in vielen Agrarlandschaften zu den artenreichsten Lebensräumen, 
gerade auch, wenn es nur extensiv genutzt wird. Im Hinblick auf naturschutzpolitische Ziele 
erscheint diese Maßnahme grundsätzlich sinnvoll. 
Contra Argumente: Grünland per se hat sicher ökologische Vorteile gegenüber anders 
genutzter Fläche, z.B. Ackerland. Unberücksichtigt bleibt bei dieser Vorgabe jedoch, dass es 
innerhalb des Grünlands (zumindest bei der wenig präzisen Definition, was darunter zu 
verstehen ist) eine sehr große Variation im Hinblick auf positive Umwelteffekte gibt. So 
unterscheidet sich manches, sehr intensiv bewirtschaftete, hoch gedüngte und regelmäßig 
umgebrochene Grünland nicht unbedingt vom Ackerland. 
Des Weiteren fördert die Festsetzung des Referenzjahres 2014 bis dahin den 
Grünlandumbruch mit allen Mitteln vor 2014. 
Offene Fragen: Welche ökologischen Effekte des Grünlanderhalts wirken auf überregionaler 
bzw. gar supranationaler Ebene, sodass eine EU-weite Regelung sinnvoll erschiene? 
Es wäre ggf. sinnvoll, den Termin des Verbots von Grünlandumbruch vorzuverlegen, um ggf. 
einem „vorsorglichen Grünlandumbruch“ vorzubeugen.  
Daneben sollte auch darüber nachgedacht werden, ob nicht Grünland über 
Beweidungsprogramme o.ä. „zurückgeholt“ werden könnte. 



 

 

4.4 Ökologische Vorrangfläche 

7 % der Flächen eines Betriebes sollen als ökologische Vorrangflächen ausgewiesen werden 
(vgl. Artikel 32 im Entwurf) 
Pro Argumente: Grundsätzlich gibt es das Problem, dass in vielen Regionen durch intensive 
landwirtschaftliche Nutzung ausgeräumte und artenarme Landschaften entstanden sind, in 
denen keine oder nur sehr wenige Lebensräume für Tier- und Pflanzenarten vorhanden sind, 
die das Überleben der Populationen sichern (Benton et al. 2002; Benton et al. 2003). Zudem 
sind diese Biotope oft unzureichend vernetzt, sodass kein Austausch zwischen den 
Populationen besteht und die (Wieder-) Besiedlung geeigneter Lebensräume oft nicht 
möglich ist (Tscharntke et al. 2012). Insofern erscheint das Ziel dieser Maßnahme sinnvoll. 
Diese Maßnahme könnte in sehr intensiv genutzten Landschaften einen sehr viel höheren 
Zusatznutzen erzielen als in bunten, artenreichen Landschaften (Tscharntke et al. 2005, 
2012). Zudem ist es für den Erhalt einer großen Artenvielfalt und ihrer Ökosystemleistungen 
wichtig, dass in allen Regionen ökologische Vorrangflächen ausgewiesen werden, da nur so 
der mit der Region sich verändernden Zusammensetzung von Lebensgemeinschaften 
Rechnung getragen werden kann (Tscharntke et al. 2012). 
Agrarumweltmaßnahmen bzw. die Auswahl der ökologischen Vorrangflächen können auch an 
die Landschaftsstruktur und die Ziel-Artengruppen angepasst werden (Batary et al. 2011). 
Agrarumweltmaßnahmen sind effizienter in einfachen als in komplexen Agrarlandschaften 
(Tscharntke et al. 2005; Holzschuh et al. 2007). Denn komplexe und diverse Landschaften 
beherbergen ohnehin (auch ohne zusätzliche Maßnahmen) eine große funktionelle 
Biodiversität (z.B. biologische Schädlingskontrolle und Bestäubung) (Bianchi et al. 2006; 
Holzschuh et al. 2008). Der Artenreichtum komplexer Landschaften wird nicht geprägt durch 
lokalen Reichtum in einzelnen Lebensräumen (alpha Diversität), sondern durch die 
Unterschiedlichkeit der Lebensgemeinschaften (beta Diversität) und Lebensräume in der 
Landschaft (Tscharntke et al. 2005; 2012, Clough et al. 2007). Deshalb sollte die regionale 
Diversität genutzt werden und lieber viele verschiedene Lebensräume mittelmäßig gemanagt 
werden als ein Lebensraum auf höchstem Niveau. 
Daneben gibt es eine ähnliche Zielvorgabe im Bundesnaturschutzgesetz (§ 20), das die 
Schaffung eines Biotopverbundes auf 10 % der Landesfläche vorsieht. 
Contra Argumente: Es wäre grundsätzlich sinnvoller, das Ziel der Bereitstellung von 7 % 
Vorrangflächen über Vertragsnaturschutz und Agrarumweltmaßnahmen anzustreben, da 
Betriebe Umweltziele auf der Basis von freiwilligen Vereinbarungen besser in ihr 
Betriebskonzept integrieren können. 
Sowohl Kosten als auch Nutzen der ökologischen Vorrangflächen sind regional extrem 
heterogen, sodass eine EU-weit einheitliche Regelung unsinnig erscheint. 
Gerade mit Blick auf Hochertragsstandorte erscheint diese Forderung nicht vereinbar mit 
dem zunehmenden Bedarf an Nahrungs- und Futtermitteln sowie landwirtschaftlich erzeugter 
Biomasse. 



 

 

Die Maßnahme wird zu erheblichen Pachtpreissteigerungen führen, vor allem in jenen 
Regionen, in denen Flächen traditionell sehr knapp sind (z.B. in den Veredelungsstandorten 
in der Region Weser-Ems, aber auch an anderen Schwerpunkten der Biogasproduktion wie 
z.B. im Landkreis Soltau-Fallingbostel). 
Offene Fragen: Wie lässt sich eine Verbesserung der Wirksamkeit von ökologischen 
Vorrangflächen regional angepasst erreichen, unter Berücksichtigung von regionalen Kosten 
(Opportunitätskosten) und Nutzen? 
Betriebe könnten in anderen Regionen ertragsarme Flächen dazu pachten/kaufen, um die 
Vorgaben der 7 % ökologische Vorrangflächen auf Betriebsebene zu erfüllen. Dies könnte 
dazu führen, dass Artenvielfalt und Landschaftsstruktur nicht in intensiv genutzten und 
strukturarmen Regionen entsteht, sondern in Regionen mit geringerem Ertragspotenzial, in 
denen ohnehin über Agrarumweltprogramme Landschaftsstrukturen vorhanden sind. 

4.5 Ausnahme für ökologisch wirtschaftende Betriebe 

Die ökologisch wirtschaftenden Betriebe werden von den Greening-Auflagen befreit (vgl. 
Artikel 29 (4) im Entwurf) 
Pro Argumente: Die Ausnahme von ökologischen Betrieben ist sinnvoll, da ökologische 
Betriebe i.d.R. mit vielfältigen Fruchtfolgen arbeiten und Biodiversitätsleistungen, die über 
die Vorrangflächen von konventionellen Betrieben separat erbracht werden sollen, innerhalb 
der Anbauverfahren bereitstellen. 
Contra Argumente: Neben ökologischen Betrieben erbringen auch konventionelle Betriebe, 
die an Agrarumweltprogrammen teilnehmen, in hohem Maße Umweltleistungen, sodass auch 
bei diesen Betrieben die Erbringung von Umweltleistungen verlangt wird, die bereits über die 
betriebliche Ausrichtung erbracht werden. Allerdings ist das System „ökologischer 
Landbau“ klar definiert, abgrenzbar und kontrollierbar, während die Inanspruchnahme von 
Agrarumweltprogrammen auf Einzelflächen keine grundsätzliche Aussage über die 
Umweltfreundlichkeit des Gesamtbetriebes zulässt. Eine gezielte Extensivierung ist auch auf 
nur wenigen Flächen möglich, sodass sich diese Betriebsgruppe schlechter ausnehmen lässt. 
Bei Betrieben mit einem hohem Grünland-Anteil wäre eine solche Ausnahme allerdings 
denkbar. 
Offene Fragen: Die Ausnahme der ökologisch wirtschaftenden Betriebe lässt sich mit den 
ökologischen Leistungen dieser Betriebe begründen. Daneben könnte die Ausnahme auch mit 
einer doppelten Kontrolle begründet werden. Allerdings zeigt diese Ausnahme, wie 
unsystematisch das Greening in der ersten Säule ist, da es Überschneidungen mit 
Umweltleistungen der zweite Säule gibt. Es ist unklar, inwieweit sich die Anrechnung der in 
der erste Säule finanzierten Umweltleistungen für das Greening sich reduzierend auf die 
Zahlungen der zweite Säule auswirken. Eine solche Anrechnung könnte sich sowohl für 
ökologische Betriebe und als auch für Betriebe, die an Agrarumweltmaßnahmen teilnehmen, 
negativ auswirken. 
 



 

 

5. Verteilungspolitische Maßnahmen 

5.1 Stufenweise Kürzung und Deckelung der Direktzahlungen  

In der ersten Säule werden abhängig vom Empfang der Direktzahlungen (DZ) Kürzungen 
vorgenommen. Kürzung der DZ bei Betrieben, die 150.000-200.000 € DZ erhalten, um 20 %, 
bei Betrieben, die zwischen 200.000-250.000 € DZ erhalten, um 40 % und bei Betrieben, die 
zwischen 250.000-300.000 € DZ erhalten, um 70 %. Allerdings ist eine Abzugsfähigkeit der 
gezahlten Löhne von der Kürzung der DZ möglich (vgl. Artikel 11 (1) im Entwurf). 
Pro Argumente: Sollten die Direktzahlungen langfristig einkommenspolitisch fundiert und 
begründet sein (was bisher nicht der Fall ist), so könnte eine solche Kürzung möglicherweise 
einkommenspolitische Schieflagen ausgleichen. Allerdings erscheint das gewählte Modell 
derart grob, dass die Maßnahme vermutlich kaum zu einer solchen Zielerreichung beitragen 
kann. 
Contra Argumente: Wenn ein Anteil der Direktzahlungen mit den gesellschaftlichen 
Leistungen der Landnutzung gerechtfertigt wird, ist zumindest für diesen Teil eine Kürzung 
oder Deckelung nicht ohne weiteres zu rechtfertigen – es ist jedenfalls nicht per se 
offensichtlich, dass diese Leistungen negativ mit der Betriebsgröße korreliert sind. Auch der 
einkommenspolitisch motivierte Teil der Direktzahlungen ist nicht automatisch bei „zu 
großen“ Betrieben zu kürzen. Einkommenstransfers haben die tatsächliche Bedürftigkeit des 
Leistungsempfängers zu Grunde zu legen.  
Grundsätzlich sind verteilungspolitische Maßnahmen weitaus effizienter über die nationalen 
Steuersysteme, wie z.B. über die Progressionstabelle der Einkommenssteuer in Deutschland 
zu administrieren. 
Wirksamkeit der Maßnahme: Ein weiterer Kritikpunkt an der Kürzung ist das Verhältnis 
zwischen dem hohen administrativen Aufwand und der potenziell geringen Wirksamkeit: In 
Deutschland erhalten aktuell etwa 4.500 Betriebe mehr als 150.000 € (Europäische 
Kommission 2012)4. Es könnten lt. Angaben des Deutschen Bauernverbandes bei 
Berücksichtigung von Lohnkosten nur etwa 70-80 Betriebe von Kürzungen betroffen sein, 
allerdings müssten alle anderen 4.420 Betriebe einen Nachweis über die Lohnkosten führen 
(Petersen, 2011, mündl. Aussage). Auch eine Modellierung speziell für ostdeutsche Betriebe 
kommt zu dem Ergebnis, dass eher wenige Betriebe betroffen wären (Sahrbacher et al. 2011). 
Geringe eingesparte Mittel stehen insofern hohen administrativen Kosten gegenüber.  
Anpassungsmaßnahmen: Es ist unklar, wie sich die betroffenen Betriebe an diese 
Maßnahme rechtlich anpassen werden. Derartige Regelungen motivieren in erheblichem 
Maße zu Ausweichmanövern, führen daher am Ende meist zu nichts und kommen vor allem 
findigen Beratern zugute. Insofern erscheint das gewählte Instrument ineffizient und sollte 
nicht angewandt werden. 

                                                 
4 Ob am Ende tatsächlich 4.500 Betriebe Anträge stellen müssen oder nicht, hängt von einigen unsicheren 
Faktoren wie etwa dem Anpassungsverhalten der Landwirte ab.  



 

 

Intensivierung der Tierhaltung: Die Berechnungen von Sahrbacher et al. (2011) zeigen, dass 
eine Kappung der Direktzahlungen im Zeitablauf zu einer Intensivierung der Tierhaltung auf 
den betroffenen Betrieben führen kann, da Betriebe tendenziell einen Anreiz für eine 
Investition in arbeitsintensive Verfahren haben, die unter anderem im Bereich der intensiven 
Tierhaltung zu finden sind. 
Offene Fragen: Es wurden keine genannt 

5.2 Territoriale Kohäsion 

Die Angleichung der Zahlungshöhe je ha zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten  
Pro Argumente: Die wahrgenommene Gerechtigkeit in den Direktzahlungen nimmt zu. 
Contra Argumente: Die Zahlungshöhe sollte anhand von Bedürftigkeit (Einkommens-
komponente) bzw. Zielbeitrag (öffentliche Güter) abgeleitet werden. Aufgrund der 
Unterschiede im Ausmaß der Zielerreichung in der Ausgangssituation ergäbe sich hieraus 
zwingend eine unterschiedliche Prämienhöhe. Eine „mechanische Angleichung“ ist daher 
eher eine sachlich nicht gerechtfertigte „Gleichmacherei“. 
Ferner wird die wahrgenommene Gerechtigkeit aufgrund der von der Kommission 
vorgeschlagenen Angleichung bestenfalls nur marginal zunehmen: konkret ist lediglich 
vorgesehen, dass in allen Mitgliedsländern, in denen die Direktzahlungen pro Hektar unter 
90 % des EU-Durchschnitts liegen, der Abstand zu dieser 90 %-Marke um ein Drittel 
reduziert werden soll. Daneben verlieren einige der neuen EU-Mitgliedsländer, die durch 
diese Maßnahmen gewinnen sollen, Prämienvolumen durch die Stufenweise Kürzung und 
Deckelung der Direktzahlungen, da in diesen Ländern viele besonders große Betriebe 
wirtschaften. 
Offene Fragen: Es wurden keine genannt. 
 

6. Sonstige Maßnahmen 

6.1 Fakultativ gekoppelte Stützung 

Die Mitgliedsstaaten dürfen bis zu 10 % der jährlichen nationalen Obergrenze an Hand von 
nationalen Prioritäten als gekoppelte Prämie zahlen (vgl. Artikel 38/39 im Entwurf). 
Pro Argumente: Es gibt tatsächlich Sachverhalte, wie z.B. die Tierhaltung zum Zwecke des 
Naturschutzes (EU-Biodiversitätsstrategie, Natura 2000), die sinnvolle und auf öffentliche 
Güter ausgerichtete „Kopplungs-Tatbestände“ darstellen. 
Contra Argumente: Diese Re-Kopplung von Direktzahlungen erscheint ein Rückschritt im 
Gegensatz zu vorherigen Reformen. Im Rahmen von Not-Programmen, die auf besondere 
Situationen reagieren, könnte dies gerechtfertigt sein. Allerdings wäre auch hier die Frage, 
warum solche Politiken einen europäischen Charakter haben und nicht von nationalen 
Regierungen beschlossen und administriert werden. Daneben sind gekoppelte Zahlungen aus 



 

 

ordnungspolitischer Sicht abzulehnen. Sie verzerren zudem den Wettbewerb innerhalb der 
EU und Schwächen die Position der EU in den WTO-Verhandlungen. 
Offene Fragen: Die nationalen Envelopes könnten nach Ribbe (2012) bei vorhandenem 
politischen Willen Möglichkeiten bieten, Zahlungen stärker auf öffentliche Güter, d.h. 
Umwelt- und Naturschutz auszurichten. Der Artikel 38 nennt eine Reihe von 
Produktionsverfahren und -sektoren, für die diese gekoppelten Direktzahlungen angewandt 
werden können5. Allerdings müssten in einem solchen Fall Sektoren und Regionen definiert 
werden, in denen sich lt. Artikel 38 (2) spezifische Landwirtschaftsformen bzw. Agrar-
sektoren in Schwierigkeiten befinden. Insofern ist unklar, in wieweit sich auf öffentliche 
Güter zielgerichtete Politiken definieren lassen. 
 

6.2 Regelung für Junglandwirte 

2 % der Zahlungen werden an Junglandwirte (< 40 Jahre) als Aufschlag gezahlt. Dieser 
Aufschlag wird für 5 Jahre bei Aufnahme einer landwirtschaftlichen Tätigkeit gezahlt (vgl. 
Artikel 36 im Entwurf). 
Pro Argumente: Es wurden keine genannt. 
Contra Argumente: Die Begründung dieser Maßnahme ist unklar, daneben können 
Lernkosten mit diesen Zahlungen nicht kompensiert werden. 
Offene Fragen: Es wurden keine genannt. 
 

6.3 Benachteiligte Gebiete 

Die Nationalstaaten können 5 % ihrer Direktzahlungen als Zahlungen für Betriebe in 
Gebieten mit naturbedingten Benachteiligungen bereitstellen (Artikel 34 im Entwurf) 
Pro Argumente: Diese Maßnahme ist sinnvoll, wenn eine gesellschaftliche Relevanz gezeigt 
werden kann. 
Contra Argumente: Von Zahlungen für benachteiligte Gebiete gehen teils erhebliche 
Arbeitseinsatz- und Produktionseffekte aus. Da die pauschale Stützung den regional sehr 
unterschiedlichen Problemen in den Gebieten kaum gerecht werden kann, ist das Instrument 
eher wenig geeignet. 
Offene Fragen: Die Abgrenzung der Gebietskulisse ist schwierig und führt ggf. zu lokal 
verzerrten Zahlungen. 
 

                                                 
5 Getreide, Ölsaaten, Eiweißpflanzen, Körnerleguminosen, Flachs, Hanf, Reis, Schalenfrüchte, Stärkekartoffeln, 
Milch und Milcherzeugnisse, Saatgut, Schaf- und Ziegenfleisch, Rindfleisch, Olivenöl, Seidenraupen, 
Trockenfutter, Hopfen, Zuckerrüben, Zuckerrohr und Zichorien, Obst und Gemüse sowie Niederwald mit 
Kurzumtrieb. 



 

 

6.4 Risikomanagement 

Einführung von Versicherungen für Wetterschäden, Pflanzen- und Tierseuchen im Rahmen 
der II. Säule 
Pro Argumente: Es wurden keine genannt. 
Contra Argumente: Risikomanagement ist zunächst einmal einzelbetriebliche Aufgabe. 
Versicherungslösungen sind typischerweise (jenseits der Hagelversicherung) nicht für 
Landwirte attraktiv, weil die faire Prämie zu hoch liegt. Wird hingegen die Attraktivität einer 
Versicherung durch eine hinreichend große Subventionierung der Prämie gesteigert, ergibt 
sich gerade in risikoreichen Regionen ein relativ starker Anreiz zur Ausweitung der 
Erzeugung, sodass es zu einer Verzerrung der Wettbewerbsfähigkeit im interregionalen wie 
auch internationalen Vergleich kommt. 
Das angedachte Einkommensstabilisierungstool, wenn es denn aus dem EU-Budget finanziert 
wird, führt zu zusätzlichen Geldflüssen innerhalb der EU von Nord nach Süd, weil aufgrund 
der natürlichen Rahmenbedingungen die Einkommensschwankungen Richtung Süden 
zunehmen. Kofinanzierung mildert dies nur unwesentlich ab. 
Offene Fragen: Es wurden keine genannt. 
 

7. Schlussfolgerungen 
Es zeigt sich, dass selbst innerhalb der Agrarwissenschaften die Beurteilung der 
Maßnahmenvorschläge teilweise konträr ausfällt. Die Beurteilung hängt dabei auch vom 
disziplinären Standpunkt ab. Allerdings gibt es zwischen den Teildisziplinen auch eine sehr 
große Einigkeit, dass Politikmaßnahmen effizient und zielgerichtet gestaltet sein sollten. Im 
vorliegenden Papier wurde dargelegt, dass einige der von der Kommission vorgeschlagenen 
Maßnahmen zwar auf fachlich gut begründbare Ziele abstellen (v.a. Greening). So gibt es im 
Hinblick auf Umweltziele in der Agrarpolitik nach wie vor Handlungsbedarf. Allerdings sind 
bei der angedachten Umsetzung in konkrete Maßnahmen (trotz fachlicher Begründung der 
Ziele) im Hinblick auf Effizienz und Treffsicherheit große Zweifel angebracht. Der 
Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung hat bereits 2010 darauf hingewiesen, dass die 
zweite Säule (bei auch hier vorhandenem Reformbedarf) günstigere Möglichkeiten z.B. zur 
Erreichung von Politikzielen im Bereich Biodiversität bietet (Wissenschaftlicher Beirat 2010: 
S. 21). 
Daneben bleiben trotz der sehr detaillierten Verordnungsentwürfe noch einige offene Fragen 
und es ist zu vermuten, dass die Umsetzung einiger Maßnahmen auf nationaler Ebene 
unterschiedlich ausfallen wird.  

- Es ist aus den Kommissionsvorschlägen nicht absehbar, wie die Greening-
Maßnahmen am Ende ausgestaltet werden. Es kann vermutet werden, dass sich die 
Mitgliedsstaaten Spielraum bei der Umsetzung der Maßnahmen aushandeln werden. 
Auf einen solchen vergrößerten Spielraum deutet auch das sog. „Menü-Papier“ der 
Agrarminister einiger Mitgliedsstaaten im Rat der Europäischen Union vom 



 

 

27.04.2012 hin (Rat der Europäischen Union 2012). Hierzu ist auch eine intensive 
Diskussion zwischen den Mitgliedsstaaten (vgl. Agra-Europe 2011 u. 2012) und 
innerhalb des Europäischen Parlaments im Gange. So wird etwa diskutiert, inwieweit 
zweite Säule-Programme auf die ökologischen Vorrangflächen anrechenbar sind. Dies 
zeigt auch das Papier der Agrarminister einiger Mitgliedsländer, das im Bereich des 
Greening deutlich mehr Wahlmöglichkeiten auf nationaler Ebene lässt. 

- Wie ernst meint es die Kommission mit den Entwürfen zur Deckelung, die in der 
jetzigen Form möglicherweise ein sehr ineffizientes Instrument der Umverteilung 
darstellen? Es könnte durchaus sein, dass dieser Politikentwurf nur als „Soll-
Bruchstelle“ für die Verhandlungen eingebaut wurde, was bekanntermaßen nicht das 
erste Mal gewesen wäre. 

- In wieweit könnte die Euro-Krise mittelfristig doch auf die GAP-Reform-Diskussion 
abstrahlen? Bisher sind Einsparungen im EU-Agrarbudget nur in Form eines nicht-
durchgeführten Inflationsaufschlages vorgenommen worden. Allerdings merkt 
Tangermann (2011) an, dass 7 % effektive Einsparungen auf EU-Ebene im starken 
Widerspruch zu den sonstigen makroökonomischen Anstrengungen für 
Haushaltskonsolidierungen in Europa stehen. 

Schließlich wurde aufgrund der Debattenbeiträge der Bundestagsabgeordneten deutlich, dass 
vor allem für das Nitratproblem kaum angemessene Politikvorschläge gebracht wurden. Hier 
würden effektivere Kontrollen, die gezielt auf das Problem von Stickstoffausträgen aus dem 
System angepasst wären, einiges verbessern (wie in Punkt 3.4).  
Schließlich ist bereits mehrfach darauf hingewiesen worden, dass die Vorschläge vermutlich 
nicht rechtzeitig, d.h. am 01. Januar 2014 in Kraft treten (Brümmer 2011). Bereits der 
Verordnungsentwurf wurde verspätet veröffentlicht. Daneben konnten sich Rat und Parlament 
bisher nicht auf den finanziellen Rahmen 2014-2020 einigen. Daher bleibt nicht nur offen, 
welche Reformvorschläge schließlich umgesetzt werden, sondern auch ob sie 2014 oder erst 
2015 in Kraft treten werden. 
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Anhang I:  
 
Ausgewählte Befunde zur Bewertung der EU-Agrarpolitik 
 
Eurobarometer – in 2009 Befragung von jeweils 1.000 Bürgerinnen und Bürgern der 27 EU-
Mitgliedsstaaten zu ihrer Meinung über Landwirtschaft und die gemeinsame EU-Agrarpolitik 
(Eurobarometer Spezial 2009)  
 
Eurobarometer Spezial, 2009: Europäer, Landwirtschaft und gemeinsame Agrarpolitik. 

(abrufbar: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb_special_339_320_en.htm) 
 
Ergebnisse bezogen auf Deutschland 
 
I 
Haben Sie schon einmal von GAP, der Gemeinsamen Agrarpolitik und Politik zur 
Entwicklung des ländlichen Raums der Europäischen Union, gehört oder gelesen? 
10% Ja, und Sie wissen, worum es sich handelt. 
20% Ja, aber Sie wissen nicht genau, worum es sich handelt. 
69% Nein 
1% Weiß nicht / Keine Angabe 
 
II 
Ich lese Ihnen jetzt einige Aufgaben von Agrarpolitik und Politik zur Entwicklung des 
ländlichen Raumes vor. Bitte sagen Sie mir zu jedem Thema, ob das Ihrer Ansicht nach 
Aufgabe der Politik auf Europäischer Ebene, auf nationaler Ebene oder auf regionaler bzw. 
lokaler Ebene ist. 
 
Den Landwirten einen angemessenen Lebensstandard sichern 
53% Europa 
34% Nation 
8% Region 
5% Weiß nicht/keine Angabe 
 
Die Förderung ländlicher Gebiete bei gleichzeitiger Erhaltung der Landschaft 
48% Europa 
32% Nation 
16% Region 
4% Weiß nicht/keine Angabe 
 
Die Umwelt schützen und den Klimawandel bekämpfen 
81% Europa 
13% Nation 
4% Region 
2% Weiß nicht/keine Angabe 
 
  



 

 

III 
Welcher der folgenden Aufgaben sollte die Europäische Union im Rahmen ihrer Agrarpolitik 
und ihrer Politik zur Entwicklung des ländlichen Raumes die höchste Priorität einräumen? 
Hauptpriorität? 
 
34%  Gewährleisten, dass landwirtschaftliche Produkte von guter Qualität, gesund und 

unbedenklich sind. 
19%  Die Umwelt schützen und den Klimawandel bekämpfen. 
15%  Den Landwirten einen angemessenen Lebensstandard sichern. 
 
IV 
Ich werde Ihnen jetzt die neuen Ziele der Europäischen Union im Bereich der Agrarpolitik 
und der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raumes vorlesen. Bitte sagen Sie mir für 
jedes dieser Ziele, ob Sie dieses für eine sehr gute Sache, eine ziemlich gute Sache, eine 
ziemlich schlechte Sache oder für eine sehr schlechte Sache halten: 
 
Unterstützung der Landwirte bei der Bewältigung der Auswirkungen des Klimawandels 
56% sehr gut 
37% ziemlich gut 

 
Landwirte ermutigen, ihre Produktion an die Marktnachfrage anzupassen 
50% sehr gut 
37% ziemlich gut 
 
Gerechtere Verteilung landwirtschaftlicher Hilfen 
57% sehr gut 
36% ziemlich gut 
 
Finanzielle Unterstützung für Landwirte davon abhängig machen, ob bestimmte Regeln 
des Umweltschutzes, der Nahrungsmittelsicherheit und der artgerechten Tierhaltung 
eingehalten werden 
62% sehr gut 
32% ziemlich gut 
 
Erhalt der Landschaft 
71% sehr gut 
27% ziemlich gut 
 
Wirtschaftliche Entwicklung in ländlichen Gebieten 
47% sehr gut 
45% ziemlich gut 
 
  



 

 

V 
Im Agrarsektor kann das Einkommen der Landwirte aufgrund von Markt- und 
Wetterbedingungen von Jahr zu Jahr erheblich variieren. Die Europäische Union zahlt den 
Landwirten derzeit Subventionen, um ihnen ein stabileres Einkommen zu ermöglichen. Sind 
Sie 
36% voll und ganz dafür 
43% eher dafür 
 
VI 
Die EU gibt ungefähr 40 Prozent ihres gesamten Haushalts für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung aus. Dies entspricht etwa 1% des Gesamthaushaltes aller Mitgliedstaaten. 
Finden Sie diesen Anteil zu gering, angemessen oder zu hoch? 
22% zu gering 
45% angemessen 
18% zu hoch 
15% weiß nicht/keine Angabe 
 
VII 
Und wenn Sie an die nächsten zehn Jahre denken: Sollten die Subventionen der Europäischen 
Union an Landwirte erhöht oder reduziert werden oder sollten sie unverändert bleiben? 
24% erhöht 
23% reduziert 
40% unverändert 
13% weiß nicht/keine Angabe 
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	1. Einleitung und Zielsetzung
	Es hat in der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) seit 1992 zahlreiche mehr oder weniger erfolgreiche Reformschritte gegeben, die die gemeinsame Agrarpolitik generell liberalisiert, ihre Budget-Kosten reduziert und die handels- und produktionsverzerrenden Wirkungen abgebaut haben. Gleichwohl werden immer noch 42% des EU-Haushaltes für die Agrarpolitik aufgewendet und die Umweltwirkungen werden kontrovers diskutiert. Auch die Verteilung der Direktzahlungen zwischen den Landwirten und zwischen den Mitgliedern der Europäischen Union wird teilweise kontrovers diskutiert. Der Einsatz von marktverzerrenden Instrumenten wie Exportsubventionen wurde zwar reduziert, aber nicht vollständig beendet. Parallel zu den Beschlüssen zur finanziellen Vorausschau 2013-2020 hat die Europäische Kommission unter der Federführung von Agrarkommissar Dacian Cioloș und dem Directorate General für Landwirtschaft (DG Agri) zunächst 2010 in einem Thesenpapier neue Ziele und Herausforderungen für die Agrarpolitik benannt und im Oktober 2011 weitere Gesetzentwürfe für die Reform 2013 vorgelegt (Europäische Kommission 2011).
	Die EU-Mitgliedstaaten müssen sich im Zuge des Entscheidungsprozesses zur Reform positionieren. Im Prozess der Positionierung der Bundesregierung, auf deren Grundlage die Verhandlungsstrategie und das Abstimmungsverhalten der Bundesministerin Ilse Aigner im Rat der Europäischen Union basiert, spielt auch der Deutsche Bundestag als wichtigstes Legislativorgan in Deutschland, und speziell der Bundestagsausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz eine wichtige Rolle. Das vorliegende Papier ist der Versuch, aus Sicht der verschiedenen agrarwissenschaftlichen Disziplinen der Fakultäten in Göttingen und Witzenhausen zu den Reformentwürfen Stellung zu beziehen.
	Die gesammelten Argumente sind in Pro- und Contra-Argumente unterteilt. Daneben haben wir versucht, offene Fragen zu formulieren. Die Argumente sind dabei auch teilweise widersprüchlich, da sie von den Vertretern verschiedener Teildisziplinen formuliert wurden. Daher lässt sich aus diesem Papier keineswegs eine vollständige oder abschließende Analyse des Reformvorschlags ableiten.
	Am 11. Januar 2012 fand in Göttingen eine öffentliche Diskussion zwischen dem Bundestagsausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und den Studierenden, wissenschaftlichen Mitarbeitern und Professoren der Göttinger Fakultät für Agrarwissenschaften über den Entwurf der EU-Kommission zur GAP-Reform 2013 statt. Eine frühere Fassung dieses Papiers diente zunächst als Grundlage für die gemeinsame Diskussion am 11. Januar 2012 in Göttingen und als Sammlung von Argumenten für den Diskussionsprozess innerhalb des Bundestages. Als Wissenschaftler sehen wir uns jedoch auch in der Pflicht, zu einer breiteren öffentlichen Diskussion beizutragen und unsere Erkenntnisse zum Diskurs zur GAP-Reform, der uns vermutlich noch durch die Jahre 2012 und 2013 begleiten wird, beizutragen. Daher haben wir uns dazu entschlossen, diese Sammlung von Analysen, Argumenten und offenen Fragen zu veröffentlichen.
	2. Zur Grundausrichtung des Reformvorschlags
	Pro Argumente:
	 Die Kommission verfolgt den Grundgedanken einer Bindung von Zahlungen an die Landwirte an gesellschaftliche Leistungen. Diese grundsätzliche Ausrichtung ist zunächst zu begrüßen.
	 Das Aufgreifen des Themas Umwelt dürfte in der Bevölkerung auf breite Zustimmung treffen. So zeigen repräsentative Umfragen, dass die EU-Bürger dem Umweltschutz und dem Klimawandel in der Agrarpolitik die zweitwichtigste Priorität einräumen (Siehe Zahlen in Anhang I). 81 % der befragten Bürger sehen den Umweltschutz im Rahmen der Agrarpolitik als Europäische Aufgabe. Dies könnte allerdings dem Subsidiaritätsprinzip widersprechen, d.h. neben der Berücksichtigung der Meinung der EU-Bürger muss auch überlegt werden, welche Umweltziele in der Landwirtschaft sachlogisch auf EU-Ebene oder auf nationaler Ebene effizient verfolgt und erreicht werden können.
	Contra Argumente:
	 Die Kommission versäumt es, aus einer Gesamtschau auf die Ziele heraus den optimalen Instrumenteneinsatz und den damit verbundenen notwendigen Bedarf an Finanzmitteln abzuleiten.
	 Ineffizienz der Maßnahmen: Der überwiegende Teil der Maßnahmen (v.a. Greening, Kappung, Definition „aktiver Landwirt“) wird in der Implementierung vermutlich ineffizient sein und ist mit einem hohen Verwaltungsaufwand bei vermutlich geringer Zielerreichung verbunden.
	 Daneben werden 70 % der Zahlungen nach wie vor als Einkommenstransfer begründet, ohne dass dieses an ein Bedürftigkeitskriterium gebunden wird. Es gibt keine Informationen über eine besondere „Bedürftigkeit“ der Gruppe der Landwirte an sich. Einkommensstatistiken berücksichtigen nur landwirtschaftliche, aber nicht außerlandwirtschaftliche Einkommen. Auch über die Vermögensverhältnisse der Landwirte im Vergleich zu anderen Berufsgruppen gibt es keine systematischen Informationen. Auf dieser Basis erscheinen Einkommenstransfers für die Landwirtschaft nicht zu rechtfertigen. Selbst wenn es eine politische Präferenz für die Zahlungen von Einkommenstransfers an den landwirtschaftlichen Sektor gibt, so kann die Verfolgung eines solchen Zieles effizienter in den Nationalstaaten entschieden und dann auch über die nationalen sozialen Sicherungssysteme administriert werden.
	 Cross-Compliance liefert (nach wie vor) keine hinreichende Begründung für die Direktzahlungen der ersten Säule.
	 Cross-Compliance sollte stärker genutzt werden, um (aktuell zu beobachtende) tatsächliche Verschlechterungen von Umweltzuständen in der Agrarlandschaft wirksamer aufzuhalten. Es wäre daher eine ‚Schärfung’ dieses Instruments zu fordern.
	 Das Problem der Überwälzung der Direktzahlungen auf die Flächeneigentümer wird mit diesem Reformvorschlag kaum behoben.
	Offene Fragen:
	 Die Politikziele sind nicht klar und operationalisierbar definiert. Dies erschwert eine Entscheidungsunterstützung bei der Auswahl von Politikmaßnahmen.
	 Einige der von der Kommission angeführten gesellschaftlichen Ziele lassen sich nicht klar genug abgrenzen oder die Umsetzung einer Förderung führt zu größeren Marktverzerrungen. Daneben hat die Kommission bisher die Möglichkeit versäumt, die Politikinstrumente in der zweiten Säule über eine Reform effizienter zu gestalten. Gerade die zweite Säule kann langfristig eine bessere und effizientere Zielerreichung gewährleisten (Wissenschaftlicher Beirat 2010) und lässt sich im internationalen Kontext z.B. der Verpflichtungen im Rahmen der World Trade Organization (WTO) besser begründen. Hierfür ist jedoch eine weitreichende Reform der Programme der ländlichen Entwicklung (ELER) notwendig.
	3. Neudefinition der Direktzahlungen
	3.1 Regelung für Kleinlandwirte
	3.2  Regionalisierte Einheitsprämie
	3.3 Definition „aktiver Landwirt“
	3.4 Vereinfachung Cross-Compliance

	Es soll ein vereinfachtes Antragsverfahren für Kleinlandwirte in den neuen Mitgliedstaaten geben (vgl. Artikel 47 ff. im Entwurf).
	Pro Argumente: Grundsätzlich ist der Gedanke Vereinfachungen einzuführen gut, da er eine potenzielle Benachteiligung von Kleinbetrieben ausgleicht. Bürokratiekosten sind nicht größenneutral, sodass kleine Betriebe bei hohem bürokratischem Aufwand c.p. weniger Fördermittel beantragen und somit benachteiligt sein könnten. Insofern könnte eine Vereinfachung der Direktzahlungen für Kleinbetriebe bessere Wettbewerbsbedingungen herstellen.
	Contra Argumente: Selbst wenn man diese Maßnahme mit der sozialen Situation vieler sehr kleiner landwirtschaftlicher Betriebe in Osteuropa begründet, fällt auch dieses Ziel in den Bereich Sozialpolitik und der europäische Charakter dieser Maßnahme wird nicht deutlich. Es wäre effizienter auch eine solche Transferleistung für sehr kleine Betriebe auf der Ebene der Nationalstaaten zu entscheiden und zu administrieren.
	Es ist die Ausgabe neuer Prämienrechte auf Hektarbasis für alle Mitgliedstaaten (als regionalisierte Einheitsprämien) geplant.
	Pro Argumente: Das in vielen Mitgliedsstaaten der EU eingeführte „historische Modell“ der Direktzahlungen bedeutete 2005 im Ergebnis eine Fortsetzung der ungleichen Verteilung von gekoppelten Direktzahlungen zwischen verschiedenen Betriebstypen. Gerade die hohe Förderung von intensiven und teilweise umweltschädlichen Produktionsverfahren wurde durch das historische Modell fortgesetzt. Die Ausgabe neuer Prämienrechte könnte diese Ungleichheit beenden.
	Contra Argumente: Bei einer regionalisierten Einheitsprämie ist das Ausmaß der Überwälzung an die Grundeigentümer wesentlich größer als bei einer zeitlich begrenzten, historisch begründeten Prämienzahlung.
	Offene Fragen: Die Umsetzung soll durch Ausgabe neuer Zahlungsansprüche 2014 geschehen. Dies kann steuerliche Probleme sowie Probleme bei Pachtverträgen verursachen, in denen die Zahlungsansprüche Teil des Pachtgegenstandes sind.
	Prämienrechte erhalten nur Landwirte, bei denen die Direktzahlungen mindestens 5 % des außerlandwirtschaftlichen Einkommens beträgt. Ausgenommen sind Betriebe, bei denen die Direktzahlungen im Vorjahr unter 5.000 Euro lagen (vgl. Artikel 9 Entwurf).
	Pro-Argumente: Die Prämien sollen auf die Menschen konzentriert werden, die ihren Lebensunterhalt hauptsächlich in der Landwirtschaft verdienen. Allerdings erscheint die Definition „aktiver Landwirt“ willkürlich und lässt Fragen offen.
	Contra-Argumente: Für den Erhalt der Prämienzahlung muss das außerlandwirtschaftliche Einkommen belegt werden. Hierzu müssen vermutlich Einkommenssteuererklärungen geprüft werden. Dies dürfte den Prozess der Prüfung der aktiven Landwirtschaft zeitlich stark in die Länge ziehen. Insgesamt erscheint der bürokratische Aufwand die Maßnahme nicht zu rechtfertigen, weil die Grundidee nicht klar ist (so auch Grajewski et al. 2011, S. 34, siehe auch offene Fragen). Daneben motivieren derartige Regelungen in erheblichem Maße zu passgenauen Konstruktionen und kommen vor allem findigen Beratern zugute.
	Offene Fragen: Es kommt darauf an, ob die Grundidee der Direktzahlungen ein Einkommenstransfer ist oder eine durch gesellschaftliche Leistung motivierte Zahlung darstellt. Für letzteres spielt es keine Rolle, ob ein Zahnarzt eine gesellschaftliche Leistung erbringt oder ein Landwirt im Haupterwerb. Wenn die Zahlung als Einkommenstransfer an Landwirte motiviert ist, macht es ggf. Sinn, die Zahlungen auf die Landwirte zu konzentrieren, die ihren Lebensunterhalt hauptsächlich im Bereich Landwirtschaft bestreiten.
	Es stellt sich auch die Frage, ob Landschaftspflegeverbände prämienberechtigt sind. Dies wäre vor allem relevant, wenn die Direktzahlungen durch gesellschaftliche Leistungen motiviert sind, weil viele gesellschaftliche Leistungen im Naturschutz und in der Landschaftspflege inzwischen von Landschaftspflegeverbänden erbracht werden.
	Die Vereinfachung der Kontrollvorschriften sowie Angleichung von erster und zweiter Säule. Daneben ist Integration von Klimaschutz in Cross-Compliance (CC) geplant.
	Pro Argumente: Cross-Compliance könnte grundsätzlich als sinnvolles Instrument zur Kontrolle der ordnungsrechtlichen Vorgaben genutzt werden und könnte ggf. auch geschärft werden.
	Contra Argumente: Cross-Compliance ist letztlich nichts anderes als eine spezielle Form der Durchsetzung eines ohnehin gesetzlich vorgegebenen Rahmens. Hier erscheint der Ansatz, zunächst allen Betroffenen Zahlungen zu gewähren, um dann nur im aufgedeckten „Sündenfall“ Zahlungen zu verwehren, absurd. Sollte man allen Autofahrern eine Direktzahlung geben, und diese dann im Fall einer Tempolimit-Überschreitung wieder einsammeln (Beispiel von S. Tangermann)?
	4.  Greening der Direktzahlungen
	4.1 Das Grundprinzip des „Greenings“
	4.2  Diversifizierung der Anbaufrüchte
	4.3 Erhalt von Dauergrünland
	4.4  Ökologische Vorrangfläche
	4.5 Ausnahme für ökologisch wirtschaftende Betriebe

	Im Prinzip werden 30 % der Zahlungen über bestimmte Maßnahmen (s.u.) ökologisch begründet. Die Betriebe sind zum Erhalt der Direktzahlungen verpflichtet, die Greening-Maßnahmen einzuhalten.
	Pro Argumente: Die Kommission bemüht sich damit, gesellschaftlichen Erwartungen an die europäische Landwirtschaft entgegenzukommen (Siehe Anhang I). Dies ist sinnvoll im Sinne einer langfristigen Sicherung der gesellschaftlichen Akzeptanz der Landwirtschaft, wie auch der gesellschaftlichen Akzeptanz der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP).
	Es gibt bei einigen ökologischen Problemen wenige Fortschritte in den letzten Jahren. Wenn man z.B. die Nachhaltigkeitsindikatoren der Bundesregierung mit Bezug zur Landwirtschaft studiert, ist festzustellen, dass sich der Status dieser Indikatoren nicht verbessert hat. In Abbildung 1 sind exemplarisch die Indikatoren für Biodiversität (der allgemeine Biodiversitäts-Index und der Teilindex für Agrarökosysteme) dargestellt: 
	
	Abbildung 1: Entwicklung des Index zur Artenvielfalt von 1990-2009 in Deutschland (Statistisches Bundesamt 2012)
	Es wird deutlich, dass sich der Teilindex Agrar seit einigen Jahren konstant unterhalb 70 % bewegt.  Ein Aufwärtstrend ist nicht absehbar. 
	Der Indikator Stickstoff zeigt dagegen im Jahr 2009 eine leicht positive Tendenz, sodass im Bericht des Umweltministeriums optimistisch vermerkt wird, dass bei einer Fortsetzung des Trends im Zieljahr 2010 71 % „der erforderlichen Wegstrecke zurück gelegt sein kann“ (BMU 2012: S. 40). Als Ursache nennt das Ministerium die 2007 überarbeiteten Düngemittelverordnung (ebenda). Die Abbildung 2 zeigt die langfristige Entwicklung des Indikators Stickstoffüberschuss je Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche:
	
	Abbildung 2: Entwicklung des durchschnittlichen Stickstoffüberschuss pro Hektar in Deutschland (Statistisches Bundesamt 2012)
	Aus wissenschaftlicher Sicht sind Zweifel angebracht, ob sich dieser Trend in den Hochpreisjahren 2010 und 2011 in dieser Form fortsetzt, da niedrige internationale Agrarpreise (wie in 2009) erfahrungsgemäß die Nachfrage nach und den Einsatz von Düngemitteln verringern. Andererseits ist die Höhe des N-Überschusses von der Erntemenge abhängig, die in 2009 in verschiedenen Kulturen recht hoch ausgefallen ist. Insofern kann aus dem verbesserten Ergebnis des Jahres 2009 noch kein langfristiger Trend herausgelesen werden.
	Insgesamt könnte eine umweltpolitische Begründung der Zahlungen der ersten Säule sinnvoll sein. D.h. das Ziel der Maßnahme erscheint wichtig, wenngleich damit noch nichts über die Sinnhaftigkeit des vorgeschlagenen Instrumentariums ausgesagt wird.
	Contra Argumente: Es ist fraglich, ob eine Implementierung von Umweltmaßnahmen in der ersten Säule ein effizientes Instrument zur Erreichung von Umweltzielen ist. Die pauschale Festlegung von Umweltmaßnahmen auf jeden Betrieb ungeachtet der regionalen Besonderheiten und der betriebsspezifischen Opportunitätskosten kann als Gießkannen-Prinzip bezeichnet werden. Daneben könnte der Erreichungsgrad und die Akzeptanz von Agrarumweltmaßnahmen gesteigert werden, wenn man freiwillige betriebliche Entscheidungen mit berücksichtigt und Umweltmaßnahmen anbietet, die von den Betrieben auf freiwilliger Basis wahrgenommen werden können.
	Der Europäische Rechnungshof (Sonderbericht Nr. 7/2011) moniert u.a. gerade die fehlende Wirksamkeit vieler breit angelegter „hellgrüner“ Agrarumweltmaßnahmen. Gerade diese sollen nun aber Greening-Maßnahmen werden. Anstatt spezifischere und wirksamere Maßnahmen mit Priorisierung und Gebietskulissen zu fördern, werden flächendeckende, nur wenig oder gar nicht wirksame Maßnahmen gefördert.
	Erste Berechnungen des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume in Schleswig-Holstein zeigen, dass ein großer Teil der dortigen Betriebe die Greening-Vorgaben ohnehin einhält (Rumpf 2012). Geht man davon aus, dass v.a. die Anbaudiversität und das Umbruchsverbot für Grünland bereits eingehalten werden, so können die betrieblichen Kosten für die Umsetzung des Greenings hauptsächlich auf die ökologische Vorrangfläche bezogen werden. Eine einfache Überschlagsrechnung von Matzdorf (2012) zeigt, dass für die Umsetzung der ökologischen Vorrangflächen theoretisch bis zu 1.200 €/ha zur Verfügung stünden. Für diesen Betrag wäre es auch möglich in Regionen mit hohem Ertragspotenzial spezifische freiwillige Agrarumweltprogramme mit einer an den lokal hohen Opportunitätskosten orientierten Prämie anzubieten.
	Nach Angaben der Wirkungsanalysen der Europäischen Union entstehen durch die Greening-Maßnahmen in Deutschland auf den landwirtschaftlichen Betrieben durchschnittlich Kosten in Höhe von 49 €/ha (Europäische Kommission 2011b, S. 22). Die Greening-Komponente der Direktzahlung liegt jedoch bei etwa 90 €/ha. Regional variieren die Kosten von Greening zwar in Abhängigkeit von Ertragspotenzial und Absatzmöglichkeiten, allerdings dürfte insgesamt klar sein, dass die Greening-Komponente sich kaum an den lokalen Opportunitätskosten der Betriebe orientiert und somit bei vielen Betrieben Mitnahme-Effekte entstehen. Dies wirft im Hinblick auf die Effizienz und Zielgenauigkeit der Greening-Maßnahmen Fragen auf.
	Offene Fragen: Es sollte ein Innovationsfonds zur Unterstützung von Investitionen in besonders umweltgerechte (und langfristig auch ökonomisch sinnvolle) Landbaupraktiken eingerichtet werden. Damit könnten Risiken bei Umstellungspraktiken aufgefangen werden.
	Das Greening könnte die Umweltmaßnahmen der zweiten Säule schwächen. Da 30 % der Direktzahlungen der Umwelt zugutekommen, steht zu erwarten, dass die Ausgaben für Agrarumweltmaßnahmen reduziert werden. Des Weiteren könnte es sein, dass die Bereitschaft der Landwirte zur Teilnahme an Agrarumweltmaßnahmen sinkt.
	Auf betriebseigenem Ackerland von mehr als 3 Hektar müssen mindestens 3 Früchte angebaut werden. Eine Frucht muss mindestens 5 % des Ackerlands einnehmen, keine Frucht darf mehr als 70 % des Ackerlandes einnehmen (vgl. Artikel 30 im Entwurf).
	Pro Argumente: Die Verengung von Fruchtfolgen (gerade im Zuge der Weiterentwicklung des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) in Deutschland) stellt ein stark wahrgenommenes Umweltproblem dar. D.h. das Ziel der Maßnahme erscheint sinnvoll, wenngleich damit noch nichts über die Sinnhaftigkeit des vorgeschlagenen Instrumentariums ausgesagt wird.
	Contra Argumente: Die Realisierung von Spezialisierungsgewinnen wird damit zumindest teilweise eingeschränkt.
	Die Umsetzung als jährliche Maßnahme, drei Früchte anzubauen, erfüllt nicht die phytohygienischen Anforderungen an Fruchtfolgen. So könnten z.B. 70 % Mais trotz der Maßnahme weiterhin Jahr für Jahr auf denselben Flächen angebaut werden.
	Offene Fragen: Die Grenze von 70 % ist auch im Hinblick auf andere Fruchtfolgefunktionen wenig restriktiv. Es wäre aus Sicht einer ausgewogenen Fruchtfolge, die als Funktionen eine lokal ausgewogene Nährstoffbilanz und die Vorbeugung gegen Pflanzenkrankheiten und gegen Schädlinge beinhaltet, ggf. sogar sinnvoll eine Begrenzung von 33 % zu fordern.
	Kein Umbruch von betrieblichen Flächen, die 2014 als Dauergrünland gemeldet sind (vgl. Artikel 31 im Entwurf).
	Pro Argumente: In Deutschland konnte zwischen 2003 und 2008 ein Rückgang des Dauergrünlands von 4,1 % festgestellt werden. In Tabelle 1 ist die Entwicklung der Grünlandanteile in den Bundesländern von 2003-2008 dargestellt.
	Tabelle 1 Entwicklung des Grünlandanteils in den Bundesländern 2003-2008 
	Grünlandfläche[in 1.000 ha]
	Veränderung GL-Anteil 
	Bundesland
	2008
	2003
	- 3,2%
	549
	567
	Baden-Württemberg
	- 2,5%
	1.122
	1.151
	Bayern
	- 4,2%
	283
	296
	Brandenburg und Berlin
	- 1,5%
	295
	299
	Hessen
	- 6,1%
	261
	278
	Mecklenburg-Vorpommern
	- 5,4%
	723
	764
	Niedersachsen / HB
	- 5,0%
	439
	463
	Nordrhein-Westfalen
	- 6,4%
	235
	251
	Rheinland-Pfalz
	- 4,1%
	40
	42
	Saarland
	- 2,0%
	189
	192
	Sachsen
	- 3,6%
	172
	179
	Sachsen-Anhalt
	- 7,7%
	335
	363
	Schleswig-Holstein / HH
	- 0,9%
	179
	181
	Thüringen
	- 4,1%
	4.821
	5.024
	Deutschland
	Quelle: Bundesamt für Naturschutz 2009: S. 5
	Dauergrünland gehört in vielen Agrarlandschaften zu den artenreichsten Lebensräumen, gerade auch, wenn es nur extensiv genutzt wird. Im Hinblick auf naturschutzpolitische Ziele erscheint diese Maßnahme grundsätzlich sinnvoll.
	Contra Argumente: Grünland per se hat sicher ökologische Vorteile gegenüber anders genutzter Fläche, z.B. Ackerland. Unberücksichtigt bleibt bei dieser Vorgabe jedoch, dass es innerhalb des Grünlands (zumindest bei der wenig präzisen Definition, was darunter zu verstehen ist) eine sehr große Variation im Hinblick auf positive Umwelteffekte gibt. So unterscheidet sich manches, sehr intensiv bewirtschaftete, hoch gedüngte und regelmäßig umgebrochene Grünland nicht unbedingt vom Ackerland.
	Des Weiteren fördert die Festsetzung des Referenzjahres 2014 bis dahin den Grünlandumbruch mit allen Mitteln vor 2014.
	Offene Fragen: Welche ökologischen Effekte des Grünlanderhalts wirken auf überregionaler bzw. gar supranationaler Ebene, sodass eine EU-weite Regelung sinnvoll erschiene?
	Es wäre ggf. sinnvoll, den Termin des Verbots von Grünlandumbruch vorzuverlegen, um ggf. einem „vorsorglichen Grünlandumbruch“ vorzubeugen. 
	Daneben sollte auch darüber nachgedacht werden, ob nicht Grünland über Beweidungsprogramme o.ä. „zurückgeholt“ werden könnte.
	7 % der Flächen eines Betriebes sollen als ökologische Vorrangflächen ausgewiesen werden (vgl. Artikel 32 im Entwurf)
	Pro Argumente: Grundsätzlich gibt es das Problem, dass in vielen Regionen durch intensive landwirtschaftliche Nutzung ausgeräumte und artenarme Landschaften entstanden sind, in denen keine oder nur sehr wenige Lebensräume für Tier- und Pflanzenarten vorhanden sind, die das Überleben der Populationen sichern (Benton et al. 2002; Benton et al. 2003). Zudem sind diese Biotope oft unzureichend vernetzt, sodass kein Austausch zwischen den Populationen besteht und die (Wieder-) Besiedlung geeigneter Lebensräume oft nicht möglich ist (Tscharntke et al. 2012). Insofern erscheint das Ziel dieser Maßnahme sinnvoll.
	Diese Maßnahme könnte in sehr intensiv genutzten Landschaften einen sehr viel höheren Zusatznutzen erzielen als in bunten, artenreichen Landschaften (Tscharntke et al. 2005, 2012). Zudem ist es für den Erhalt einer großen Artenvielfalt und ihrer Ökosystemleistungen wichtig, dass in allen Regionen ökologische Vorrangflächen ausgewiesen werden, da nur so der mit der Region sich verändernden Zusammensetzung von Lebensgemeinschaften Rechnung getragen werden kann (Tscharntke et al. 2012).
	Agrarumweltmaßnahmen bzw. die Auswahl der ökologischen Vorrangflächen können auch an die Landschaftsstruktur und die Ziel-Artengruppen angepasst werden (Batary et al. 2011). Agrarumweltmaßnahmen sind effizienter in einfachen als in komplexen Agrarlandschaften (Tscharntke et al. 2005; Holzschuh et al. 2007). Denn komplexe und diverse Landschaften beherbergen ohnehin (auch ohne zusätzliche Maßnahmen) eine große funktionelle Biodiversität (z.B. biologische Schädlingskontrolle und Bestäubung) (Bianchi et al. 2006; Holzschuh et al. 2008). Der Artenreichtum komplexer Landschaften wird nicht geprägt durch lokalen Reichtum in einzelnen Lebensräumen (alpha Diversität), sondern durch die Unterschiedlichkeit der Lebensgemeinschaften (beta Diversität) und Lebensräume in der Landschaft (Tscharntke et al. 2005; 2012, Clough et al. 2007). Deshalb sollte die regionale Diversität genutzt werden und lieber viele verschiedene Lebensräume mittelmäßig gemanagt werden als ein Lebensraum auf höchstem Niveau.
	Daneben gibt es eine ähnliche Zielvorgabe im Bundesnaturschutzgesetz (§ 20), das die Schaffung eines Biotopverbundes auf 10 % der Landesfläche vorsieht.
	Contra Argumente: Es wäre grundsätzlich sinnvoller, das Ziel der Bereitstellung von 7 % Vorrangflächen über Vertragsnaturschutz und Agrarumweltmaßnahmen anzustreben, da Betriebe Umweltziele auf der Basis von freiwilligen Vereinbarungen besser in ihr Betriebskonzept integrieren können.
	Sowohl Kosten als auch Nutzen der ökologischen Vorrangflächen sind regional extrem heterogen, sodass eine EU-weit einheitliche Regelung unsinnig erscheint.
	Gerade mit Blick auf Hochertragsstandorte erscheint diese Forderung nicht vereinbar mit dem zunehmenden Bedarf an Nahrungs- und Futtermitteln sowie landwirtschaftlich erzeugter Biomasse.
	Die Maßnahme wird zu erheblichen Pachtpreissteigerungen führen, vor allem in jenen Regionen, in denen Flächen traditionell sehr knapp sind (z.B. in den Veredelungsstandorten in der Region Weser-Ems, aber auch an anderen Schwerpunkten der Biogasproduktion wie z.B. im Landkreis Soltau-Fallingbostel).
	Offene Fragen: Wie lässt sich eine Verbesserung der Wirksamkeit von ökologischen Vorrangflächen regional angepasst erreichen, unter Berücksichtigung von regionalen Kosten (Opportunitätskosten) und Nutzen?
	Betriebe könnten in anderen Regionen ertragsarme Flächen dazu pachten/kaufen, um die Vorgaben der 7 % ökologische Vorrangflächen auf Betriebsebene zu erfüllen. Dies könnte dazu führen, dass Artenvielfalt und Landschaftsstruktur nicht in intensiv genutzten und strukturarmen Regionen entsteht, sondern in Regionen mit geringerem Ertragspotenzial, in denen ohnehin über Agrarumweltprogramme Landschaftsstrukturen vorhanden sind.
	Die ökologisch wirtschaftenden Betriebe werden von den Greening-Auflagen befreit (vgl. Artikel 29 (4) im Entwurf)
	Pro Argumente: Die Ausnahme von ökologischen Betrieben ist sinnvoll, da ökologische Betriebe i.d.R. mit vielfältigen Fruchtfolgen arbeiten und Biodiversitätsleistungen, die über die Vorrangflächen von konventionellen Betrieben separat erbracht werden sollen, innerhalb der Anbauverfahren bereitstellen.
	Contra Argumente: Neben ökologischen Betrieben erbringen auch konventionelle Betriebe, die an Agrarumweltprogrammen teilnehmen, in hohem Maße Umweltleistungen, sodass auch bei diesen Betrieben die Erbringung von Umweltleistungen verlangt wird, die bereits über die betriebliche Ausrichtung erbracht werden. Allerdings ist das System „ökologischer Landbau“ klar definiert, abgrenzbar und kontrollierbar, während die Inanspruchnahme von Agrarumweltprogrammen auf Einzelflächen keine grundsätzliche Aussage über die Umweltfreundlichkeit des Gesamtbetriebes zulässt. Eine gezielte Extensivierung ist auch auf nur wenigen Flächen möglich, sodass sich diese Betriebsgruppe schlechter ausnehmen lässt. Bei Betrieben mit einem hohem Grünland-Anteil wäre eine solche Ausnahme allerdings denkbar.
	Offene Fragen: Die Ausnahme der ökologisch wirtschaftenden Betriebe lässt sich mit den ökologischen Leistungen dieser Betriebe begründen. Daneben könnte die Ausnahme auch mit einer doppelten Kontrolle begründet werden. Allerdings zeigt diese Ausnahme, wie unsystematisch das Greening in der ersten Säule ist, da es Überschneidungen mit Umweltleistungen der zweite Säule gibt. Es ist unklar, inwieweit sich die Anrechnung der in der erste Säule finanzierten Umweltleistungen für das Greening sich reduzierend auf die Zahlungen der zweite Säule auswirken. Eine solche Anrechnung könnte sich sowohl für ökologische Betriebe und als auch für Betriebe, die an Agrarumweltmaßnahmen teilnehmen, negativ auswirken.
	5.  Verteilungspolitische Maßnahmen
	5.1 Stufenweise Kürzung und Deckelung der Direktzahlungen
	5.2 Territoriale Kohäsion

	In der ersten Säule werden abhängig vom Empfang der Direktzahlungen (DZ) Kürzungen vorgenommen. Kürzung der DZ bei Betrieben, die 150.000-200.000 € DZ erhalten, um 20 %, bei Betrieben, die zwischen 200.000-250.000 € DZ erhalten, um 40 % und bei Betrieben, die zwischen 250.000-300.000 € DZ erhalten, um 70 %. Allerdings ist eine Abzugsfähigkeit der gezahlten Löhne von der Kürzung der DZ möglich (vgl. Artikel 11 (1) im Entwurf).
	Pro Argumente: Sollten die Direktzahlungen langfristig einkommenspolitisch fundiert und begründet sein (was bisher nicht der Fall ist), so könnte eine solche Kürzung möglicherweise einkommenspolitische Schieflagen ausgleichen. Allerdings erscheint das gewählte Modell derart grob, dass die Maßnahme vermutlich kaum zu einer solchen Zielerreichung beitragen kann.
	Contra Argumente: Wenn ein Anteil der Direktzahlungen mit den gesellschaftlichen Leistungen der Landnutzung gerechtfertigt wird, ist zumindest für diesen Teil eine Kürzung oder Deckelung nicht ohne weiteres zu rechtfertigen – es ist jedenfalls nicht per se offensichtlich, dass diese Leistungen negativ mit der Betriebsgröße korreliert sind. Auch der einkommenspolitisch motivierte Teil der Direktzahlungen ist nicht automatisch bei „zu großen“ Betrieben zu kürzen. Einkommenstransfers haben die tatsächliche Bedürftigkeit des Leistungsempfängers zu Grunde zu legen. 
	Grundsätzlich sind verteilungspolitische Maßnahmen weitaus effizienter über die nationalen Steuersysteme, wie z.B. über die Progressionstabelle der Einkommenssteuer in Deutschland zu administrieren.
	Wirksamkeit der Maßnahme: Ein weiterer Kritikpunkt an der Kürzung ist das Verhältnis zwischen dem hohen administrativen Aufwand und der potenziell geringen Wirksamkeit: In Deutschland erhalten aktuell etwa 4.500 Betriebe mehr als 150.000 € (Europäische Kommission 2012). Es könnten lt. Angaben des Deutschen Bauernverbandes bei Berücksichtigung von Lohnkosten nur etwa 70-80 Betriebe von Kürzungen betroffen sein, allerdings müssten alle anderen 4.420 Betriebe einen Nachweis über die Lohnkosten führen (Petersen, 2011, mündl. Aussage). Auch eine Modellierung speziell für ostdeutsche Betriebe kommt zu dem Ergebnis, dass eher wenige Betriebe betroffen wären (Sahrbacher et al. 2011). Geringe eingesparte Mittel stehen insofern hohen administrativen Kosten gegenüber. 
	Anpassungsmaßnahmen: Es ist unklar, wie sich die betroffenen Betriebe an diese Maßnahme rechtlich anpassen werden. Derartige Regelungen motivieren in erheblichem Maße zu Ausweichmanövern, führen daher am Ende meist zu nichts und kommen vor allem findigen Beratern zugute. Insofern erscheint das gewählte Instrument ineffizient und sollte nicht angewandt werden.
	Intensivierung der Tierhaltung: Die Berechnungen von Sahrbacher et al. (2011) zeigen, dass eine Kappung der Direktzahlungen im Zeitablauf zu einer Intensivierung der Tierhaltung auf den betroffenen Betrieben führen kann, da Betriebe tendenziell einen Anreiz für eine Investition in arbeitsintensive Verfahren haben, die unter anderem im Bereich der intensiven Tierhaltung zu finden sind.
	Offene Fragen: Es wurden keine genannt
	Die Angleichung der Zahlungshöhe je ha zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
	Pro Argumente: Die wahrgenommene Gerechtigkeit in den Direktzahlungen nimmt zu.
	Contra Argumente: Die Zahlungshöhe sollte anhand von Bedürftigkeit (Einkommens-komponente) bzw. Zielbeitrag (öffentliche Güter) abgeleitet werden. Aufgrund der Unterschiede im Ausmaß der Zielerreichung in der Ausgangssituation ergäbe sich hieraus zwingend eine unterschiedliche Prämienhöhe. Eine „mechanische Angleichung“ ist daher eher eine sachlich nicht gerechtfertigte „Gleichmacherei“.
	Ferner wird die wahrgenommene Gerechtigkeit aufgrund der von der Kommission vorgeschlagenen Angleichung bestenfalls nur marginal zunehmen: konkret ist lediglich vorgesehen, dass in allen Mitgliedsländern, in denen die Direktzahlungen pro Hektar unter 90 % des EU-Durchschnitts liegen, der Abstand zu dieser 90 %-Marke um ein Drittel reduziert werden soll. Daneben verlieren einige der neuen EU-Mitgliedsländer, die durch diese Maßnahmen gewinnen sollen, Prämienvolumen durch die Stufenweise Kürzung und Deckelung der Direktzahlungen, da in diesen Ländern viele besonders große Betriebe wirtschaften.
	Offene Fragen: Es wurden keine genannt.
	6. Sonstige Maßnahmen
	6.1 Fakultativ gekoppelte Stützung
	6.2 Regelung für Junglandwirte
	6.3 Benachteiligte Gebiete
	6.4  Risikomanagement

	Die Mitgliedsstaaten dürfen bis zu 10 % der jährlichen nationalen Obergrenze an Hand von nationalen Prioritäten als gekoppelte Prämie zahlen (vgl. Artikel 38/39 im Entwurf).
	Pro Argumente: Es gibt tatsächlich Sachverhalte, wie z.B. die Tierhaltung zum Zwecke des Naturschutzes (EU-Biodiversitätsstrategie, Natura 2000), die sinnvolle und auf öffentliche Güter ausgerichtete „Kopplungs-Tatbestände“ darstellen.
	Contra Argumente: Diese Re-Kopplung von Direktzahlungen erscheint ein Rückschritt im Gegensatz zu vorherigen Reformen. Im Rahmen von Not-Programmen, die auf besondere Situationen reagieren, könnte dies gerechtfertigt sein. Allerdings wäre auch hier die Frage, warum solche Politiken einen europäischen Charakter haben und nicht von nationalen Regierungen beschlossen und administriert werden. Daneben sind gekoppelte Zahlungen aus ordnungspolitischer Sicht abzulehnen. Sie verzerren zudem den Wettbewerb innerhalb der EU und Schwächen die Position der EU in den WTO-Verhandlungen.
	Offene Fragen: Die nationalen Envelopes könnten nach Ribbe (2012) bei vorhandenem politischen Willen Möglichkeiten bieten, Zahlungen stärker auf öffentliche Güter, d.h. Umwelt- und Naturschutz auszurichten. Der Artikel 38 nennt eine Reihe von Produktionsverfahren und -sektoren, für die diese gekoppelten Direktzahlungen angewandt werden können. Allerdings müssten in einem solchen Fall Sektoren und Regionen definiert werden, in denen sich lt. Artikel 38 (2) spezifische Landwirtschaftsformen bzw. Agrar-sektoren in Schwierigkeiten befinden. Insofern ist unklar, in wieweit sich auf öffentliche Güter zielgerichtete Politiken definieren lassen.
	2 % der Zahlungen werden an Junglandwirte (< 40 Jahre) als Aufschlag gezahlt. Dieser Aufschlag wird für 5 Jahre bei Aufnahme einer landwirtschaftlichen Tätigkeit gezahlt (vgl. Artikel 36 im Entwurf).
	Pro Argumente: Es wurden keine genannt.
	Contra Argumente: Die Begründung dieser Maßnahme ist unklar, daneben können Lernkosten mit diesen Zahlungen nicht kompensiert werden.
	Offene Fragen: Es wurden keine genannt.
	Die Nationalstaaten können 5 % ihrer Direktzahlungen als Zahlungen für Betriebe in Gebieten mit naturbedingten Benachteiligungen bereitstellen (Artikel 34 im Entwurf)
	Pro Argumente: Diese Maßnahme ist sinnvoll, wenn eine gesellschaftliche Relevanz gezeigt werden kann.
	Contra Argumente: Von Zahlungen für benachteiligte Gebiete gehen teils erhebliche Arbeitseinsatz- und Produktionseffekte aus. Da die pauschale Stützung den regional sehr unterschiedlichen Problemen in den Gebieten kaum gerecht werden kann, ist das Instrument eher wenig geeignet.
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